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Die Reform der Pflanzenschutzmittelgesetzgebung in den USA 
Reform of the Pesticide Laws of the United States of America 
Von H.-Christoph von Heydebrand 
Zusammenfassung 
Der Food Quality Protection Act 1996 (FQPA) beinhaltet eine 
grundlegende Reform der Pt1anzenschutzmittelgesetzgebung der 
USA. Im Zentrum der Reform steht die Einführung eines einheitli-
chen Gesundheitsstandards ("reasonable certainty of no harm-test") 
für Pt1anzenschutzmittehückstände in allen Lebensmitteln. Die De-
laney Clause, nach der kanzerogene Rückstände in Lebensmitteln 
grundsätzlich verboten sind, ist damit auf Pt1anzenschutzmittel-
(PSM-)Rückstände nicht mehr anwendbar. 
Welche Auswirkungen der neue Gesundheitsstandard im einzel-
nen haben wird, ist schwierig abzuschätzen. Als sicher gilt allerdings 
bereits schon jetzt, daß mit dem neuen Standard die Anforderungen 
an die beizubJingenden Daten und an die Risikobewertung herauf-
gesetzt werden. Dies gilt vor allem für die Aggregierung der ver-
schiedenen Aufnahmemöglichkeiten von Rückständen durch den 
Verbraucher (über die Nahrung, das Wasser und ggf. in Wohnräu-
men, etc.), den besonderen Schutz von Babys und Kindern und für 
die kumulativen Effekte von PSM-Rückständen und anderen Sub-
stanzen mit einem gemeinsamen Toxizitätsmechanismus. 
Die Bedeutung der Reform für den land- und ernährungswirt-
schaftlichen Export nach den USA sollte nicht unterschätzt werden. 
In einzelnen Fällen kann es in Zukunft möglicherweise zu Handels-
problemen kommen, z. B. wenn EPA aufgrund des neuen Gesund-
heitsstandards eine Rückstandshöchstmenge (RHM) widerruft, die 
in der EU oder den Mitgliedstaaten noch genutzt wird. Die erhöhten 
Anforderungen des neuen einheitlichen Gesundheitsstandards gel-
ten zudem auch für neue oder bereits eingereichte Anträge auf Fest-
setzung von Import-RHM (z. B. für in der EU zugelassene PSM), 
was für den Antragsteller in einzelnen Fällen durchaus erhebliche 
Probleme bei der Datenbeschaffung sowie Verzögerungen verursa-
chen kann. 
Aus der Sicht des land- und ernäln'ungswirtschaftlichen Exports 
nach den USA positiv zu werten sind die Änderung der Delaney 
Clause, die Einführung zeitlich beüisteter RHM bei der Entschei-
dung über Ausnahmegenehmigungen zur zeitlich begrenzten An-
wendung von nicht zugelassenen PSM sowie die stärkere Berück-
sichtigung von Codex-RHM. 
Stichwörter: U.S. Food Quality Protection Act 1996, Delaney 
Clause, einheitlicher Gesundheitsstandard für Rückstandshöchst-
mengen, Aufnahme von Rückständen im Nicht-Nahrungsbereich, 
gemeinsame Toxizitätsmechanismen, besonderer Schutz von Babys 
und Kindern, endokrine Effekte, Verbraucherinformation, betj'istete 
Rückstandshöchstmengen, Lückenindikationen, Agrarhandel 
Abstract 
The Food Quality Protection Act of 1996 constitntes a major reform 
of the pesticide laws of the Uni ted States. The new law establishes a 
single, health based safety standard for pesticide residues in all foods 
(reasonable certainty of no harm-test). Therefore, the Delaney 
Clause which, as a rule, prohibits carcinogenic residues in food is no 
longer applicable to pesticide residues. 
It is still to early to tell exactly which impact the new safety stand-
ard will have in the future. Nevertheless, it can be said that there are 
now additional requirements tor the collection of data and the nec-
essary risk assessment. For example, the new safety standard re-
quires EPA to consider all non-occupational sources of exposure, in-
cluding (drinking) water and domestic uses, and exposure to other 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 49. 1997 
H.-CHRISTOPH VON HEYDEBRAND, Die Reform der Pflanzenschutzmittelgesetzgebung in den USA 11 
pesticides with a common mechanism of toxicity when setting tol-
erances. EPA is also required to make an explicit determination that 
tolerances are safe for infants and children. 
Possible impacts of the reform on agricultnral exports to the 
United States should not be underestimated. In some cases the re-
form may create a trade problem, e.g. when EPA, acting on the ba-
sis of the new safety standard, revokes a tolerance still used in other 
countries. In addition, the requirements of the new safety standard 
are also applicable to new or pending petitions on import tolerances 
for pesticides registered in other countries. This may cause problems 
to the petitioner regarding the collection of the necessary data. Nev-
ertheless, there are also good signs on the hOlizon: the exclusion of 
pesticide residues ti"om the Delaney Clause, the requirement to es-
tablish temporary tolerances when allowing the emergency use of a 
pesticide, and a bettel' consideration of Codex tolerances will all ben-
efit agricultural trade. 
Key words: U.S. Food Quality Proteetion Act 1996, Delaney 
Clause, single health based safety standard for tolerances, non food 
exposure, common mechanism of toxicity, proteetion of infants and 
children, endocrine disruptors, consumer right to know, temporat·y 
tolerances, minor use pesticides, agricultural trade 
Einleitung 
Präsident Clinton hat am 3.8.1996 den Food Quality ProtectionAct 
1996 (FQPA) mit seiner Unterschrift in Kraft gesetzt. Der FQPA be-
inhaltet eine grundlegende Reform der Pflanzenschutzmittelgesetz-
gebung in den USA. Eine solche Reform wurde im Kongreß in den 
zurückliegenden 15 Jahren wiederholt diskutiert, scheiterte aber im-
mer wieder an den unterschiedlichen Auffassungen verschiedener 
Interessengruppen, insbesondere der Verbände der Land- und 
Ernährungswirtschaft einerseits und der Verbraucher- und Umwelt-
schutzvereinigungen andererseits. Der nötige politische Druck zur 
Verabschiedung der Reform ging letztlich von einer rechtskräftigen 
Bundesgerichtsentscheidung aus, nach der ohne eine Änderung der 
sog. Delaney Clause im Federal Food, Drug, and Cosmetic Act ein 
Verbot von bis zu 80 Anwendungen für bis zu 37 Wirkstoffe drohte. 
Ein solcher Verlust hätte zu erheblichen Störungen auf den Agrar-
und Lebensmittelmärkten geführt. Nachdem die US-Environmental 
Protection Agency (EPA) bereits mit dem Widel1'uf verschiedener 
Rückstandshöchstmengen (RHM) in Lebensmitteln begonnen hatte, 
wurden diese Störungen sozusagen in letzter Minute durch die Ver-
abschiedung des FQPA velmieden. 
Der FQPA hat auch Auswirkungen auf die sanitären Anforderun-
gen an die land- und ernährungswirtschaftlichen Exporte nach den 
USA, einschließlich der Beantragung von Import-RHM. Zudem 
dürften zahlreiche Bestimmungen für die Weiterentwicldung der 
Pflanzenschutzmittelgesetzgebung in anderen Ländern sowie für die 
internationalen Harmonisierungsbemühungen (z. B. im Rahmen der 
FAOIWHO und der OECD) von Interesse sein. Im folgenden 
Überblick liegt der Schwerpunkt bei den Vorschriften des FQPA, die 
auch diese Bereiche berühren. 
Wichtige Änderungen der PflanzenschutzmitteIgesetz-
gebung der USA 
Die Zulassung von PSM und die Festsetzung von RHM wird in den 
USA von der EPA vorgenommen, ohne daß es hierzu des Einver-
nehmens anderer Behörden bedarf. EPA entscheidet nach dem Fe-
deral Food, Drug, and Cosmetic Act (FFDCA) über die Festsetzung 
von RHM für PSM-Wirkstoffe in Lebensmitteln und nach dem Fe-
deral Insecticide, Fungi eide, and Rodenticide Act (FIFRA) über 
PSM-Zulassungen und Auflagen. Beide Bundesgesetze wurden 
durch den FQPA erheblich geändert. 
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1 Wichtige Änderungen des Federal Food, Drug, and 
Cosmetic Act (FFDCA) 
I.I Herallsllahme der Pf!allzellschlltzmittelriicksWnde alls dem 
An,velldlillgsbereich der Delaney Clallse 
Nach der Delaney Clause, die im Jahr 1958 auf Initiative des Kon-
greßmitglieds Delaney in den FFDCA aufgenonm1en wurde, sind 
"Lebensmittelzusätze" (food additives) grundSätzlich nicht erlaubt, 
wenn sie in Versuchstieren krebserregend sind. Eine Festsetzung von 
RHM in Lebensmitteln ist daher für krebsel1'cgcnde Stoffe 
grundsätzlich verboten. Von diesem Verbot waren schon bisher u. a. 
PSM-Rückstände in "landwirtschaftlichen Rohprodukten" (raw 
agricultnral commodities) unter der Voraussetzung ausgenommen, 
daß sich diese Rückstände während des Verarbeitungs prozesses 
nicht konzentrieren und damit die Rückstände in "verarbeiteten Le-
bensmitteln" (processed food) nicht höher liegen als im landwirt-
schaftlichen Rohprodukt. 
Mit dem FQPA wurde diese Ausnahme auf alle Lebensmittel aus-
geweitet. Die Delaney Clause mit ihrem Null-Risikostandard für 
krebserregende Rückstände ist damit seit dem 3.8.1996 aufPSM-
Rückstände, einschließlich deren Umwandlungsprodukte, nicht 
mehr anwendbar. Das gilt auch für PSM, die nach der Ernte ange-
wandt werden (z. B. VOl1'atsschutzmittel). 
Die Regelung, daß für das verarbeitete Lebensmittel keine eigene 
RHM festgesetzt werden muß, wenn sich die Rückstände bei der 
Verarbeitung des landwirtschaftlichen Rohprodukts nicht konzen-
trieren, wurde beibehalten (section 408 (a) (2) FFDCA). 
7.2 Einheitlicher Geslilldheitsstalldard ji'ir Pf!anzellschutzmittel-
Riickstalldshöchstme11gell 
Anstelle der bisheligen unterschiedlichen Gesundheitsstandards für 
krebserregende Rückstände in bestimmten verarbeiteten Lebensmit-
teln einerseits und für andere Rückstände andererseits ist mit dem 
FQPA ein einheitlicher Gesundheitsstandard für alle PSM-Rück-
stände in allen Lebensmitteln geschaffen worden. Nach der neuen 
Gesetzeslage müssen Pflanzenschutzmittel-RHM (einschließlich 
deren Umwandlungsprodukte) in Lebensmitteln "sicher" (safe) sein. 
"Sicher" definiert der FQPA als "eine Entscheidung der EPA, daß 
eine vemünftige Gewißheit besteht, daß eine aggregierte Aufnahme 
von Rückständen des PSM-Wirkstoffs nicht zu einer Schädigung 
führt, einschließlich aller zu erwartenden Auti1ahmen über die Nah-
rung und alle anderen Aufnahmen, für die es verläßliche Informa-
tionen gibt". ( ... that the Administrator has detelmined that there is 
a reasonable certainty that no harm will result from aggregate expo-
sure to the pesticide chemie al residue, including all anticipated 
dietary exposures and all other exposures for which there is reliable 
information (section 408 (b) (2) (A) (ii) FFDCA). 
Bei der Plüfi.ll1g eines Antrags auf Festsetzung einer RHM hatte 
EPA selbstverständlich schon bisher die kumulative Aufnahme von 
Rückständen aufgrund von RHM, die für das PSM bereits bestehen, 
sowie eine Aufnahme in bestinm1ten Bevölkerungsgruppen und 
durch Fötusse, Babys und Kinder berücksichtigt. Neu ist allerdings, 
daß nunmehr nicht nur die Aufnahme über die Nahrung zu beachten 
ist, sondern auch weitere Aufnahmemöglichkeiten des Verbrauchers 
durch Verzehr, Inhalation oder über die Haut, für die es verläßliche 
Informationen gibt (u. a. Trinkwasser, Oberflächengewässer und 
Rückstände des Pflanzenschutzmittels in z. B. Wohnhäusern, Parks 
und Vorgärten, wenn es dort eingesetzt wird). Hinzu kommt, daß 
EPA in der Begründung zur Festsetzung einer RHM schriftlich dar-
zulegen hat, warum diese auch für Babys und Kinder als sicher gilt. 
Soweit keine vollständigen und verläßlichen Daten zur Toxizität bei 
Babys und Kindern vorhanden sind, ist bei der Festlegung der er-
laubten Aufnahme ein bis zu zehnfacher Sicherheitsfaktor einzu-
bauen (section 408 (b) (2) (C) FFDCA). Dieser Sicherheitsfaktor 
gilt zusätzlich zu den üblichen Sicherheitsüberlegungen (z. B. 
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gmndsätzlich hundertfacher Sicherheitsfaktor für Schwellen-Ef-
fekte bei der Extrapolation von Tierversuchsdaten und ein Lebens-
zeitrisiko von gmndsätzlich eins in einer Million bei kanzerogenen 
Effekten). 
Das Addieren der Aufnahmemöglichkeiten unter besonderer 
Berücksichtigung von Babys und Kindern wird EPA wahrscheinlich 
vor große praktische Probleme stellen, da es hierzu anscheinend zu-
mindest in den USA bisher nur wenige verläßliche Daten gibt. Wahr-
scheinlich wird EPA versuchen, auf der Basis von typischen Auf-
nahmeszenarien zu operieren (z. B. Darlegung typischer Aufnah-
memöglichkeiten durch Babys, Kinder und Erwachsene in Wohn-
räumen oder Vorgärten). 
Obwohl bei der Risikobewertung die Aufnahmemöglichkeiten zu 
aggregieren sind, wird die Höhe der RHM wie bisher durch die über 
(Feld-)Versuche ermittelten Rückstandsmengen bestimmt. EPA hat 
jedoch in Zukunft die Möglichkeit, bei der Risikobewertung unter 
bestimmten Voraussetzungen auf die tatsächlichen Rückstandsmen-
gen in den betroffenen Lebensmitteln zurückzugreifen, die häufig 
deutlich unter den festgesetzten RHM liegen. Ferner kann EPA ge-
gebenenfalls den Prozentsatz der landwirtschaftlichen Rohprodukte 
zugmnde legen, die in der Praxis tatsächlich mit dem in Frage ste-
henden PSM behandelt werden. Beides sind Abweichungen von der 
bisher üblichen Praxis, bei der Risikobewertung sog. "worst case-
Szenarien" zugmnde zu legen. Soweit von diesen Abweichungen 
unter Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen im Wege einer 
Ermessensentscheidung Gebrauch gemacht wird, sind die Daten in-
nerhalb von fünf Jahren und danach in angemessenen Zeitabständen 
zu überprüfen (section 408 (b) (2) (E) und (F) FFDCA). 
Hervorzuheben ist ferner, daß EPA bei der Beurteilung des Ge-
sundheitsrisikos vorhandene Informationen über die kumulativen 
Effekte von PSM-Rückständen und anderen Substanzen mit einem 
"gemeinsamen Toxizitätsmechanismus" (common mechanism of to-
xicity) zu berücksichtigen hat (section 408 (b) (2) (C) und (D) Nr. 5 
FFDCA). 
1.3 Testprograml11 Zllr identifizierung von endokrinen Effekten 
Im Rahmen der Risikobewertung kann EPA auch auf Informationen 
über mögliche endokrine Effekte der PSM-Rückstände zurückgrei-
fen. Um hier die vorhandenen Informationen zu verbessern, ver-
pflichtet der FQPA die Behörde, in Zusammenarbeit mit dem Ge-
sundheitsministerium, innerhalb von drei Jahren ein Testprogramm 
zur Identifiziemng von Substanzen zu entwickeln, die ähnliche Aus-
wirkungen wie natürliche Östrogene oder andere endokrine Effekte 
aufweisen (section 408 (p) FFDCA). 
Ab August 1999 sind alle, d. h. auch bereits zugelassene Pflan-
zenschutzmittel von den Herstellern nach diesem Programm zu te-
sten. EPA hat die Befugnis, das Programm auf andere Substanzen 
mit möglichen endokrinen Effekten, die vom Verbraucher zusam-
men mit PSM-Rückständen aufgenommen werden, auszuweiten. 
Das Programm wird auch für Importe gelten. 
1.4 Berücksichtigllng der Vorteile VO/1 PflanzenschlltZl11itteln bei 
der FestsetZling von Riickstands!zöchstll1engen 
Nach alter Rechtslage war EPA verpflichtet, bei der Festsetzung von 
RHM auch die Vorteile eines PSM zu berücksichtigen, einschließ-
lich einer adäquaten Versorgung der Bevölkemng mit nahrhaften Le-
bensmitteln. In der Praxis soll dies allerdings nicht zur Gestattung ei-
nes höheren Gesundheitsrisikos geführt habeIl. 
Der FQPA erlaubt die Einbeziehung von Vorteilserwägungen nur 
noch bei der Überprüfung von bestehenden RHM (section 408 (b) 
(2) (B) FFDCA). In der Praxis wird die Beibehaltung oder Änderung 
einer bestehenden RHM aufgrund von Vorleilserwägungen (benefit 
tolerance) kaum vorkommen, weil hierfür sehr enge Voraussetzun-
gen gelten und der Verbraucher hierüber zu informieren ist. 
1.5 Verbrallcherhlforl11ation 
Während der Beratungen zum FQPA wurde unter der Überschrift 
"consumer right to lmow" auch die Frage diskutiert, ob PSM-Rück-
stände in Lebensmitteln zu kennzeichnen sind (z. B. auf der Ver-
packung). Die Befürworter einer solchen Regelung, die vor allem in 
Kalifornien viel Zuspmch findet, konnten sich im Kongreß nicht 
durchsetzen. Herausgekommen ist ein politischer KomprolTliß zur 
Verbesserung der Verbraucheraufklärung, nach dem EPA ab August 
1998 große Lebensmitteleinzelhandelsgeschäfte mit Aufldärungs-
broschüren zu versorgen hat. In diesen Broschüren sind die Risiken 
und Vorteile von PSM zu beschreiben sowie die PSM und Lebens-
mittel ausdrücklich zu nennen, für die es RHM aufgmnd von Vor-
teilserwägungen (benefit tolerances) gibt. Außerdem müssen die 
Broschüren Empfehlungen an die Verbraucher enthalten, wie die 
Aufnahme von PSM-Rückständen unter Beibehaltung einer gesun-
den Kost reduziert werden kann (section 408 (0) FFDCA). Die Ge-
schäfte können entscheiden, in welcher Weise sie die Broschüren 
auslegen wollen. 
1.6 Internationale Standards 
Vor der Festsetzung einer RHM hat EPAfestzustellen, ob bereits eine 
RHM durch die Codex Alimentarius Kommission bestimmt wurde. 
Falls EPA von einer existierenden Codex RHM abweichen will, muß 
die Behörde interessierten Personen ausreichend Gelegenheit geben, 
hierzu Stellung nehmen zu können (section 408 (b) (4) FFDCA). Auf 
diese Weise sollen unnötige Handelshemmnisse vermieden und die 
internationalen Harmonisierungsbemühungen unterstützt werden. 
1.7 FestsetZllng von zeitlich begrenzten Rückstandshöchstmengen 
beim Erlaß von Allsnahmegenehmigungen zur zeitlich begrenzten 
Anwendung von nicht zugelassenen Pf/anzensc!zlltzmitteln 
Beim Erlaß von Ausnahmegenehmigungen zur zeitlich begrenzten 
Anwendung von nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln auf-
grund einer Notlage hatte EPA bisher keine RHM veröffentlicht. 
Statt dessen wurden behördeninterne ,.action levels" festgesetzt und 
diese der US Food and Drug Administration (FDA) als der zustän-
digen Lebensmittelüberwachungsbehörde mitgeteilt. Die "action 
levels" galten nur für die inländischen Agrarprodukte, für die die 
Ausnahmegenehmigung erteilt worden war. 
In Zukunft hat EPA bei der Erteilung einer Ausnahmegenehmi-
gung auch zeitlich befristete RHM für den jeweiligen Wirkstoff zu 
veröffentlichen (section 408 (I) (6) FFDCA). Diese RHM werden 
auch für Importe gelten. Damit wird künftig die GATT-widrige Si-
tuation vermieden, daß (deutsche) Agrarprodukte, die Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln aufweisen, deren Anwendung in den 
USA aufgmnd einer Ausnahmegenehmigung erlaubt ist, nicht in die 
USA exportiert werden können, weil es keine US-RHM gibt. 
EPA hat bisher je Jahr Ausnahmegenehmigungen für ungefähr 40 
Wirkstoffe mit über 200 Anwendungen erteilt. Die Vorschrift, in die-
sen Fällen nunmehr auch befristete RHM festzusetzen und zu veröf-
fentlichen, führt zu einer erheblichen zusätzlichen Arbeitsbelastung 
in der EPA. Wie sich bereits jetzt zeigt, wird die Erteilung von Aus-
nahmegenehmigungen in Zukunft länger dauern. 
1.8 Überprüfung aller Rückstandshöchstmengen 
Der FQPA verpflichtet EPA, alle am 03.08.1996 existierenden RHM 
und Ausnahmen von RHM innerhalb von 10 Jahren anhand des 
neuen Gesundheitsstandards zu überprüfen (section 408 (q) FF-
DCA). Die Überprüfung hat mit den RHM zu beginnen, von denen 
das größte Risiko auszugehen scheint. Betroffen sind insgesamt 
etwa 9000 RHM für rd. 600 Wirkstoffe, davon innerhalb der ersten 
drei Jahre bereits rd. 3000 RHM. 
Die Überprüfung der existierenden RHM ist zusätzlich zu dem be-
reits angelaufenen Programm zur Überprüfung der bestehenden 
PSM-Zulassungen durchzuführen. Die Einhaltung des gesetzlich 
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vorgegebenen Überprüfungszeitplans ist gerichtlich überprüfbar. 
Ferner kann jedermann einen Antrag auf WidelTuf einer RHM steI-
len. 
2 Wichtige Änderungen des Federal Insecticide, Fungi-
eide, and Rodenticide Act (FIFRA) 
Die politische nnd wirtschaftliche Bedeutung des FQPA liegt 
schwerpunktmäßig bei den Änderungen des FFDCA. Folgende Än-
derungen des Federal Insecticide, Fungieide, and Rodenticide Act 
(FIFRA) verdienen Hervorhebung: 
Der FQPA enthält zahlreiche neue Sonderregelungen für die Zu-
lassung von PSM im Bereich der Lückenindikationen (minor use 
pesticides), von PSM mit niedrigerem Risiko (reduced risk pesti-
eides), von Schädlingsbekämpfungsmitteln, die vor allem in öffent-
lichen Gesundheitsprogrammen velwendet werden (public health 
pesticides) und von antimikrobiellen PSM bzw. Bioziden (anti-
microbial pesticides). 
Die Sonden'egelungen zielen vor allem darauf ab, die Zulassung 
dieser PSM zu erleichtern und zu beschleunigen. Für Lückenindika-
tionen werden u. a. zusätzliche verfahrensmäßige Erleichterungen 
geschaffen. Innerhalb der EPA ist zudem ein "Minor Use Pro gram" 
einzurichten, mit dem die Fördermaßnahmen koordiniert und die Er-
zeuger beim Entscheidungsprozeß gehört werden. Das Recht der 
Antragsteller, andere von der Nutzung ihrer Daten auszuschließen, 
kann unter bestimmten Voraussetzungen bei Lückenindikationszu-
lassungen verlängert werden. Andererseits ist nicht auszuschließen, 
daß aufgrund des neuen Gesundheitsstandards die Zahl der RHM für 
ein bestimmtes PSM in Zukunft niedriger ausfallen kann. Dies kann 
nachteilige Folgen für Lückenindikationen haben, die dem Antrag-
steller erfahrungsgemäß geringere Gewinnchancen eröffnen als die 
bedeutenden Feldfrüchte. 
PSM mit niedrigerem Risiko für Menschen, Tiere oder den Na-
turhaushalt (reduced risk pesticides) unterliegen schon jetzt einem 
informellen beschleunigten Zulassungsverfahren. Der FQPA be-
stimmt, daß EPA hierfür bis August 1997 Kriterien und Verfahrens-
regeln zu veröffentlichen hat. 
Für Schädlingsbekämpfungsmittel, die vor allem im Rahmen von 
öffentlichen Gesundheitsprogrammen angewendet werden (public 
health pesticides), wird EPA in Zusammenarbeit mit dem Gesund-
heitsministerium ein Programm zur Unterstützung von Zulassungen 
einrichten, das in etwa dem bereits existierenden IR-4 Program für 
landwirtschaftliche Anwendungen von PSM im Bereich der Lücken-
indikationen entspricht. 
PSM-Zulassungen werden nach wie vor grundsätzlich unbefristet 
erteilt. Die Zulassungen sind allerdings in Zukunft alle 15 Jahre zu 
überprüfen. Außerdem kann EPA in Gefahrensituationen eine Zu-
lassung schneller als bisher widerrufen. Die Wirksamkeit des PSM 
ist nach wie vor keine Zulassungsvoraussetzung. Die Entscheidung 
hierüber wird wie schon bisher dem Markt überlassen. 
Wertung 
Mit der Verabschiedung des FQPA fand in den USA eine jahrzehn-
telange Diskussion über die Reform der PflanzenschutzmitteIge-
setzgebung, insbesondere der Delaney Clause, einen für alle Betei-
ligten akzeptablen Abschluß. Nachdem die Reform seit 15 Jahren 
wiederholt im Kongreß kontrovers diskutiert worden war, wurde sie 
dort im Juli 1996 einstimmig verabschiedet. Einstimmigkeit war aus 
politischen Gründen notwendig, weil sich keine der beiden Parteien 
im Kongreß und auch nicht die Regierung dem möglichen Vorwurf 
aussetzen wollten, mit der Herausnahme der PSM aus dem Anwen-
dungsbereich der Delaney Clause Rückstände an krebserregenden 
Stoffen in verarbeiteten Lebensmitteln zu erlauben. Auch wenn die-
ser Vorwurf wissenschaftlich nicht haltbar ist, bestand doch bei 
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Kongreßmitgliedern und Regierungsvertretern die Befürchtung, er 
könne in der politischen Diskussion gegen sie verwendet wer-
den. 
Der bedeutendste Aspekt der Reform ist die Einführung eines ein-
heitlichen Gesundheitsstandards ("reasonable certainty of no harm-
test") für alle landwirtschaftlichen Rohprodukte und verarbeitete Le-
bensmittel. Welche Auswirkungen der neue Gesundheitsstandard im 
einzelnen haben wird, ist schwierig abzuschätzen, u. a. weil der Ge-
setzgeber EPA einen Ermessensspielraum bei der Umsetzung des 
Standards eingeräumt hat, der es der Behörde z. B. auch erlaubt, auf 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse zmückzugreifen, ohne daß es 
hierzu einer Änderung des Standards bedarf. Als sicher gilt aller-
dings bereits schon jetzt, daß mit dem neuen Standard die Anforde-
rungen an die beizubringenden Daten und an die Risikobewertung 
heraufgesetzt wurden. Dies gilt vor allem für die Aggregierung der 
verschiedenen Aufnahmemöglichkeiten von Rückständen durch den 
Verbraucher (über die Nahrung, das Wasser und ggf. in Wohn-
räumen, etc.), den besonderen Schutz von Babys und Kindern und 
für Informationen über die kumulativen Effekte von PSM-Rück-
ständen und anderen Substanzen mit einem gemeinsamen Toxi-
zitätsmechanismus. Die Fertigung von Anträgen auf Festsetzung 
von RHM wird damit teurer und zumindest in der Anfangsphase 
auch schwieriger und langwieriger. Der neue Standard führt mögli-
cherweise auch dazu, daß für bestimmte PSM-Rückstände nur noch 
eine geringere Zahl von RHM festgesetzt werden kann, was nach-
teilige Auswirkungen insbesondere für Lückenindikationen zur 
Folge haben könnte. 
Die Umsetzung der Reform ist für EPA eine große Herausforde-
rung, die mehrere Jahre dauern und mit einer erheblichen zusätzli-
chen Arbeitsbelastung verbunden sein wird. Andererseits sind mit 
der Reform Bestrebungen in der republikanischen Partei, den Ein-
f1uß der EPA u. a. durch drastische Haushaltskürzungen zurückzu-
führen, zumindest im Pflanzenschutzbereich als gescheitert anzuse-
hen. 
Bei Harmonisierungsbemühungen im internationalen Bereich 
muß EPA bis auf weiteres auf die Einhaltung der neuen Bestimmun-
gen des FQPA Rücksicht nehmen. Die Behörde wird ilu'e Position 
auf internationaler Ebene entsprechend bestimmen. Aufgrund einer 
weltweit führenden Rolle der USA im Bereich der Land- und 
Ernährungswirtschaft wird der FQPA zumindest indirekt die Weiter-
entwicklung der Pflanzenschutzmittelgesetzgebungen in anderen 
Ländern beeinflussen. Eine weitere Reform innerhalb der nächsten 
Jahre ist unwahrscheinlich. 
Die Bedeutung der Reform für den land- und ernährungswirt-
schaftlichen Export nach den USA sollte nicht unterschätzt werden. 
Auch wenn sich die positiven und negativen Auswirkungen der Re-
form auf diesen Export heute im einzelnen noch nicht deutlich ab-
schätzen lassen, sind in diesem Zusammenhang schon jetzt die fol-
genden Aspekte erwähnenswert: 
Die erhöhten Anforderungen des neuen einheitlichen Gesund-
heitsstandards werden auch für Anträge auf Festsetzung von Import-
RHM (z. B. für in der EU zugelassene PSM) gelten. Dies kann in 
einzelnen Fällen den Antragsteller vor erhebliche Probleme bei der 
Datenbeschaflung stellen. Ferner ist davon auszugehen, daß bei den 
zu erwartenden Verzögerungen bei der PSM-Zulassung und Festset-
zung von RHM, die während der ersten Jahre der Umsetzung des 
FQPA unvermeidlich sind, Anträge aufImport-RHM, die häufig eine 
geringere Priorität haben, noch länger als bisher auf eine Entschei-
dung werden warten müssen. Auch bereits eingereichte Anträge, 
über die noch nicht abschließend entschieden ist, sind von diesen 
Problemen betroffen. 
Schwierig einzuschätzen ist, ob und gegebenenfalls welche Aus-
wirkungen das zehnjährige Progrannn zur Überpliifung aller RHM 
und das Testprogramm zur Identifizierung von endokrinen Effekten 
auf den land- und ernährungswirtschaftlichen Export nach den USA 
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haben werden. In einzelnen Fällen kann es hier in Zukunft durchaus 
zu Problemen kommen, z. B. wenn EPA eine RHM widerruft, die in 
der EU oder den Mitgliedstaaten noch genutzt wird. 
Die Änderung der Delaney Clause ist aus der Sicht des land- und 
ernährungswirtschaftlichen Exports nach den USA positiv zu wer-
ten. Die Delaney Clause hat in der Vergangenheit zu Problemen im 
Agrarhandel zwischen EU und USA geführt (z. B. beim EU-Wein-
export und deutschen Hopfenexport nach den USA). Die Heraus-
nahme der PSM aus dem Anwendungsbereich der Delaney Clause 
schafft für EPA die Möglichkeit, in Zukunft auch wieder Rt'IM für 
(möglicherweise) kanzerogene PSM-Rückstände festzusetzen, für 
die es in der EU bzw. den Mitgliedstaaten eine Zulassung und RHM 
gibt. Agrarhandelsprobleme, die aufgrund einer unzureichenden An-
gleichung von RHM für kanzerogene Rückstände zwischen EU und 
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Roßkastanien-Miniermotte (Cameraria 
ohridella) in Slowenien 
Die Roßkastanie (AesclIllls hippocastanulIl L.) ist in Slowenien ne-
ben der Linde (Tilia cordata Mill.) der beliebteste Zierbaum. Er ge-
deiht solitär, in kleineren Beständen oder in längeren Alleen und lädt 
zahlreiche Spaziergänger an heißen Sommertagen in seinen kühlen 
Schatten ein. Unter den gesundheitlichen Beeinträchtigungen der 
Roßkastanie war bisher die Pilzkrankheit, Blattbräune der Roßka-
stanie, die durch den Pilz Guignardia aesel/li (peck.) Ster. verursacht 
wird, die bedeutendste. In den letzten zwei Jahren kam als Schädling 
die Roßkastanien-Miniermotte (Cameraria ohridella Deschka et Di-
mit) hinzu. 
Nachdem diese Miniermotte im Gebiet von Ohrid in Mazedonien 
(SIMOVA-ToSIC und FILEV, 1985) erstmals gefunden wurde und sie 
DESCHKA und DIMIC 1986 als neue Art bestimmten, die ausschließ-
lich die Roßkastanie besiedelt (DESCHKA und DIMIC, 1986), wurde 
sie schon 1989 vereinzelt in Österreich registriert (PUCHBERGER, 
1990), 1992 in Norditalien und 1993 in Süddeutschland (BUTIN und 
FÜHRER, 1994) festgestellt. Über diese Motte wird auch aus Ungarn 
(SZABOKY, 1994) und Kroatien (MACELJSKI und BERTIc, 1995) be-
richtet. Es fehlten aber noch Angaben über die Verbreitung in Slo-
wenien als dem geographischen Gebiet zwischen Östeneich und 
Italien. 
In Slowenien wurden starke Beschädigungen durch diese Motte 
an älteren Roßkastanienbäumen in der Stadtallee von Novo mesto 
(Dolenjska - Unterkrain) im Juni 1995, im Herbst desselben Jahres 
aber auch vereinzelt in Ormoz, an der kroatischen Grenze, festge-
stellt. Im Jahre 1996 wurde der Schädling in Novo mesto in unter-
schiedlichem Ausmaß an allen Bäumen, alten und jungen, die erst im 
VOljahr gepflanzt wurden, gefunden. Anfang Juli wurden diese 
Bäume durchgesehen und Beschädigungen geschätzt, die von der 
Mottenlarve zwischen der oberen und unteren Blattepidermis verur-
sacht wurden. Die Blätter waren vorwiegend im unteren Drittel bis 
zur Hälfte der Baumhöhe miniert. Einzelne jüngere Minen waren 
hellbraun und rund, ältere Minen verfärbten sich braun und wurden 
bis 4 cm lang. Es konnten pro Blatt einige zehn Minen gefunden wer-
den, die bis zu 80 % der Blatttläche einnahmen. Die Minen werden 
oft durch die Blattnerven begrenzt. Die Blätter stärker befallener 
Bäume fielen trocken ab. 
Aus den abgefallenen Blättern schlüpften ab dem I. Juli 1996 
Schwärme von Kleinschmetterlingen, die sich an Baumstämme setz-
USA entstehen, können damit insoweit leichter als bisher vermieden 
bzw. gelöst werden. 
Positiv zu beurteilen ist auch, daß bei der Entscheidung über Aus-
nah me genehmigungen zur zeitlich begrenzten Anwendung von 
nicht zugelassenen PSM in Zukunft zeitlich befristete RHM für den 
jeweiligen Wirkstoff festzulegen sind. Eine offensichtliche Diskri-
minierung von Importen, wie sie in der Vergangenheit z. B. beim 
deutschen Hopfenexport zu beobachten war, kann dadurch vermie-
den werden. Auch der Wille zur stärkeren Berücksichtigung von Co-
dex-RHM verdient Anerkennung. 
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ten. Zu Beginn der ersten Augustdekade waren an einzelnen Blättern 
einiger Bäume bis zu 100 Prozent der Blattfläche nekrotisiert, wor-
auf man auch mehr als 100 Minen finden konnte. Die Blätter, die 
stark miniert waren, waren weniger vom Pilz Guignardia aesculi be-
fallen und umgekehrt. 
Im Jahre 1996 wurde die Miniermotte auch in Bizeljsko (OreSje) 
an der kroatischen Grenze und in Maribor, nahe der östeneichischen 
Grenze, gefunden, weiter in westlicher Richtung von Novo mesto 
(Sentrupert na Dolenjskem), aber vereinzelt auch schon in Ljubljana. 
Es scheint, daß sich dieser Schmetterling in zwei Richtungen, von 
Novo mesto gegen Westen und über Ormoz gegen Nordosten Slo-
weniens verbreitet. Es wirft sich die Frage auf, warum sich die Roß-
kastanien-Miniermotte so schnell ausbreitet? Sie ist geneigt, in Gra-
dationen aufzutreten. In neuen Gebieten hat sie nicht genügend oder 
keine natürlichen Feinde, die sie dezimieren könnten. Allgemein ist 
ihre Lebensweise noch ungenügend untersucht, ebenso ihre Verbrei-
tungsweise. Es scheint, daß diese Kleinschmetterlinge auch durch 
Menschen verbreitet werden können, z. B. durch Spaziergänger an 
ihrer Bekleidung und anders. Sie werden aber auch durch Fahrzeuge 
übertragen, deren Fahrer gerne im Schatten der Roßkastanien par-
ken. 
In bezug auf Schwierigkeiten und Begrenzungen bei der Schäd-
lingsbekämpfung im urbanen Bereich wird man bei der behandelten 
Art die größte Aufmerksamkeit der Hygiene widmen müssen, vor al-
lem dem Harken abgefallener Blätter und ihrer sofortigen Verbren-
nung. Der Schmetterling überwintert im Puppenstadium auf abge-
fallenen Blättern. Besonders neu gepflanzte Roßkastanienbäume 
und solche in isolierten Lagen könnten vor dem Schädling auch mit 
Insektiziden geschützt werden. Deshalb müßte untersucht werden, 
welche Insektizide zur Bekämpfung dieses Minierinsekts wirksam, 
toxikologisch unbedenklich und umweltverträglich sind. Auch die 
Applikationszeit müßte anhand des Entwicklungszyklusses der 
Motte näher untersucht werden. VOITang müßten auch Verfolgung 
und Auffindung der natürlichen Feinde in klimatisch unterschiedli-
chen Gebieten Europas haben, in denen sich die Roßkastanien-Mi-
niermotte schon eingebürgert hat. 
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